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INSERAT

INSERAT

Diebstahl In Basel gehen

falsche Polizisten um
Innerhalb weniger Tage wurden
in Basel zwei Betagte von Män-
nern bestohlen, die sich als Poli-
zisten ausgaben, teilt die Staats-
anwaltschaft mit. In beiden Fäl-
len gab der Täter an, wegen
Einbrüchen im Haus Überprü-
fungen anstellen zu müssen. (BZ)

S-Bahn Handelskammer

puscht Herzstück-Projekt
Das Projekt Herzstück Regio S-
Bahn sieht eine Verbindung von
Bahnhof SBB, Badischen Bahn-
hof und Basler Innenstadt vor.
Die Handelskammer beider Ba-
sel fordert die Kantone auf, das
35-Millionen-Vorprojekt bis
Sommer abzusegnen, um es in
die Ausbaupläne 2030 des Bun-
des integrieren zu können. (BZ)

Nachrichten

Roland Winkler ist in einer Zwick-
mühle. Als die Baselbieter Regierung
den Bericht der Finanzkontrolle zu
den «Entschädigungen von Kantons-
vertretungen kantonaler Beteiligun-
gen» Mitte Dezember mit grossem
Brimborium öffentlich machte und
so die Honorar-Affäre ihren Lauf
nahm, geschah dies entgegen der
Empfehlung des Vorstehers. Gegen-
über der bz führt er aus, weshalb er
diesen Entscheid dennoch stützt.

Herr Winkler, beim Bericht der Fi-
nanzkontrolle prangt auf jeder ein-
zelnen Seite der Hinweis «vertrau-
lich». Nach der Veröffentlichung
durch den Regierungsrat ist das
doch absurd ...
Roland Winkler: Zuallererst muss
ich etwas klarstellen: Die Finanzkon-
trolle hat den Bericht vertraulich er-
klärt – dies ist bis heute so geblieben.
Wir haben ihn nie zur Veröffentli-
chung freigegeben.

Die Baselbieter Regierung hat Sie

also übergangen. Darf sie das?
Die Regierung hat Führungsverant-
wortung wahrgenommen. Das kann
ich absolut nachvollziehen. Letzten
Endes ging es darum, verschiedene
Interessen gegeneinander abzuwä-
gen.

Und die wären?
Die Regierung hat entschieden, dass
das öffentliche Interesse an einer un-
verzüglichen Offenlegung überwiegt.
Ich gewichtete hingegen die Gefahr
einer möglichen Verletzung des
Amtsgeheimnisses oder der Persön-

lichkeitsrechte der untersuchten Per-
sonen höher. Ich liess mich dabei
auch juristisch beraten.

Müsste man dieses Vorgehen der
Regierung nicht stärker hinterfra-
gen?
Ich kann gut damit leben und finde
nicht, dass man dies nochmals über-
prüfen muss. Ich selbst hatte gar kei-

ne Wahl, denn ich muss mich ans Fi-
nanzkontrollgesetz halten. Unsere
Berichte sind mit einigen wenigen
Ausnahmen nie öffentlich. Beim Be-
richt zu den Honoraren bestand al-
lerdings die berechtigte Sorge, dass
er kurz nach einer vertraulichen Pu-
blikation über gezielte Indiskretio-
nen nach aussen gelangt wäre. Der
offizielle Verteiler ist leider riesig.

Wie erleben Sie nun die enorme
Wirkung des Berichtes?
Ich mache meinen Job schon lange,
aber dieser Fall ist auch für mich spe-

ziell. Ich aner-
kenne durchaus,
dass der Bericht
wohl nie diesel-
be Wirkung er-
zielt hätte, wäre
er vertraulich ge-
blieben. Aller-
dings wird ihm
nun eine fast zu
grosse Bedeu-
tung beigemes-
sen.

Inwiefern?
Natürlich geht es um öffentliche Gel-
der. Aber mich stört, dass es zu einer
eigentlichen Hexenjagd verkommt.
Das ist wirklich schlecht. Man sollte
langsam wieder auf den Boden zu-
rückkommen. Wir von der Finanz-
kontrolle hätten nämlich genug an-
dere Aufgaben zu erledigen.

«Es verkommt zur Hexenjagd»

VON MICHAEL NITTNAUS

Honorar-Affäre Der Vorsteher
der Baselbieter Finanzkontrolle,
Roland Winkler, hätte den Be-
richt nicht veröffentlicht. Nun
kritisiert er die Dynamik, die die
Affäre angenommen hat.

«Ich anerkenne durchaus,
dass der Bericht wohl nie
dieselbe Wirkung erzielt
hätte, wäre er vertraulich
geblieben.»
Roland Winkler, Finanzkontrolle

Der Jubel war gross, als vor zwei Jah-
ren drei Viertel der Grossräte dem
Verkehrskonzept zustimmten. «Die
Innenstadt gehört den Fussgängern»,
titelte die bz damals. Flanieren, ohne
sich den Gefahren der Autos ausset-
zen zu müssen, lautete der Tenor.

Viele Bürgerliche waren gegen die
autofreien Pläne und befürchteten ei-
ne gewerbefeindliche Stadt; echte
Probleme zeichneten sich aber noch
keine ab. Baudirektor Hans-Peter
Wessels versicherte zudem, der Gü-
terumschlag werde funktionieren.

Kehrtwende von CVP und GLP
Dann wurde es still. Mitarbeiter

des Baudepartements und ihre Kolle-
gen im Justiz- und Sicherheitsdepar-
tement machten sich an die Arbeit,
den politischen Willen umzusetzen.
Gewerbe und Öffentlichkeit wurden
informiert. Und plötzlich war er weg,
der Jubel. Stattdessen gab es lauter
Probleme – und die Erkenntnis, dass
das Konzept alles andere als ausge-
reift ist. Der Aufschrei fand seinen
Höhepunkt gestern, als Parlamenta-
rier und Gewerbeverband dem Kon-
zept den Kampf ansagten.

Dabei waren auch Grossräte, die
damals laut Ja sagten. Überraschend:
Mit Mirjam Ballmer war das Grüne
Bündnis vertreten, das zuerst ge-
schlossen hinter dem Konzept stand.
Ballmer legt Wert darauf, dass sie
sich noch nicht mit der Fraktion ab-
gesprochen hat und daher nur im ei-
genen Namen spricht: «Eine motor-
fahrzeugfreie Innenstadt ist wichtig,
das Zentrum darf aber nicht abge-
schottet werden.» Sie verlangt ein
privatwirtschaftliches City-Logistik-
Modell für Kurierdienste. Das Velo
soll dem «Ökofahrzeug» wenn immer

möglich vorgezogen werden. Auch
die CVP war damals bis auf eine Stim-
me für das Konzept – steht inzwi-
schen aber geschlossen hinter dem
Vorstoss ihrer Grossrätin Pasqualine
Balmelli-Gallacchi: Die Güterum-
schlagszeiten sollen ausgedehnt und
damit gewerbefreundlicher werden.

Lieferanten sollen die Innenstadt täg-
lich von 5 bis 11 Uhr befahren dür-
fen. Die geplanten kürzeren Zeiten
verunmöglichten es vielen Betrieben,
die nötigen Mengen zu liefern.

In eine ähnliche Richtung zielt der
Vorstoss von Martina Bernasconi von
den Grünliberalen (GLP). Sie will,

dass Unternehmen mit Produktions-
betrieb oder Verkaufsfiliale erlaubt
wird, jederzeit zu ihrem Geschäft zu
fahren – sofern dies mit einem «Öko-
fahrzeug» geschieht und es sich um
einen Güterumschlag handelt. Auch
ihre Fraktion stimmte damals ge-
schlossen für das Konzept – und

steht jetzt «mehrheitlich» hinter Ber-
nasconis Vorstoss. Umgekehrt sieht
es bei den Liberalen aus: Die Fraktion
stimmte mehrheitlich Nein und hat
jetzt ausgerechnet mit einem Gross-
rat, der eigentlich für das Konzept
war, einen Kritiker dazugewonnen.

«Poller sind die einzige Lösung»
Heiner Vischer plädiert in einem

Anzug für eine rasche Einführung
des Poller-Systems in der Innenstadt.
Er bringt kein neues Thema aufs Par-
kett: Ein Pilot-Versuch beginnt bald
am Spalenberg. Vischer kritisiert
aber die Langsamkeit, mit der das
Projekt vorangetrieben wird. Er sagt:

«Poller sind die einzige Lösung.» Es
müsse geklärt werden, wer in die
Stadt fahren darf und wer nicht. Um
Missbräuche zu verhindern, müssten
mehrere Poller eingeführt werden.

Mit Andreas Zappalà von der FDP
ist in der «Vorstoss-Gruppe» ein wei-
terer Liberaler vertreten. Er verlangt
ein neues Gebührensystem für die
Zufahrt zur Innenstadt; er will Admi-
nistration und Kosten senken. Die
grosse Abwesende war die SP. Ihr
Fraktionspräsident Stephan Luethi
äusserte sich auf Anfrage der bz aber
positiv zu den Vorstössen. Der Pol-
ler-Anzug überzeuge ihn: «Den hätte
ich selber schreiben können.»

Verkehrskonzept Parlamentarier von links bis rechts schwächen die Pläne ab, die sie selber beschlossen haben

VON MARTINA RUTSCHMANN

Der Grosse Rat torpediert seine eigenen Pläne

«Eine motorfahrzeug-
freie Innenstadt ist
wichtig, das Zentrum
darf aber nicht abge-
schottet werden.»
Mirjam Ballmer,
Grossrätin der Grünen

Die Grossräte Heiner Vischer, Martina Bernasconi, Mirjam Ballmer und Pasqualine Balmelli-Gallacchi (von
links) fordern mit Gewerbedirektor Gabriel Barell (Mitte) ein weniger strenges Verkehrskonzept. MARTIN TÖNGI

AKW-Unfall Der Bundesrat hat den
Verteil-Radius für Jodtabletten rund
um Atomkraftwerke von 20 auf 50
Kilometer erhöht. Ab Herbst werden
auch in Basel Tabletten zum besseren
Schutz bei AKW-Katastrophen ver-
teilt. Insgesamt erhalten neu 4,6 Mil-
lionen Personen die Tabletten, zuvor
waren es bloss 1,2 Millionen. Die Kos-
ten dafür übernehmen die AKW. (BZ)

Neu Jodtabletten
für Region Basel


